
Antrag zur Satzung!

Ergänzung zum § 18 M�nd�tsträger*innenbeiträge:

1. Teil: Best�nd seit 21.04.2024

(1) Amts- und M�nd�tsträger*innen, die „Die Linke“ �ngehören *der �uf V*rschl�g v*n
„Die Linke“ gewählt w*rden sind, entrichten, wenn sie eine Entschädigung erh�lten,
neben ihren s�tzungsgemäßen persönlichen Mitgliedsbeiträgen zusätzlich regelmäßig
S*nderbeiträge im R�hmen dieser Regelungen.

(2) Mitglieder des Eur*päischen P�rl�ments, des Deutschen Bundest�ges und des
L�ndt�ges v*n Schleswig-H*lstein entrichten, neben ihren s�tzungsgemäßen
persönlichen Mitgliedsbeiträgen, m*n�tlich 10% ihrer Grunddiäten (brutt*) �ls
regelmäßige S*nderbeiträge �n den L�ndesverb�nd. Eventuelle Funkti*nszul�gen
werden in die Bemessungsgrundl�ge einbez*gen.

(3) Mitglieder der Bundesregierung und der L�ndesregierung (einschl.
P�rl�ment�rischer und h�upt�mtlicher St��tssekretär*innen) entrichten, neben ihren
s�tzungsgemäßen persönlichen Mitgliedsbeiträgen, m*n�tlich ebenf�lls 10% ihrer
Bes*ldung (brutt*) zuzüglich der Z�hlung �us Abs. (2) S�tz 1, �ls S*nderbeiträge �n den
L�ndesverb�nd Schleswig-H*lstein.

(4) K*mmun�le W�hlbe�mt*innen entrichten m*n�tlich, neben ihrem s�tzungsmäßigen
persönlichen Mitgliedsbeitr�g, 10 % ihres Grundgeh�lts (brutt*) entsprechend der
Bes*ldungst�belle �n ihren Kreisverb�nd.

(5) K*mmun�le M�nd�tsträger*innen �b der Gemeindeebene �ufwärts entrichten
m*n�tlich, neben ihrem s�tzungsmäßigen persönlichen Mitgliedsbeitr�g, 25 % ihrer
p�usch�len Aufw�ndsentschädigung, gemäß Aufw�ndsentschädigungss�tzung der
zuständigen K*mmune, �ls M�nd�tsträger*innenbeiträge �n ihren Kreisverb�nd.

(6) Funkti*nszul�gen und Aufw�ndsentschädigungen v*n �nderen juristischen
Pers*nen (z.B. Mitgliedsch�ft in Aufsichts- *der Verw�ltungsräten) werden in die
Bemessungsgrundl�ge einbez*gen.

(7) Ehren�mtliche Bürgermeister*innen entrichten m*n�tlich, neben ihrem
s�tzungsmäßigen persönlichen Mitgliedsbeitr�g, 10% ihrer p�usch�len
Aufw�ndsentschädigung, gemäß Aufw�ndsentschädigungss�tzung der zuständigen
Gemeinde, �ls S*nderbeitr�g �n ihren Kreisverb�nd.



(8) Die W�hlbe�mt*innen und die M�nd�tsträger*innen teilen dem zuständigen
Kreisverb�nd jeweils zu Beginn ihrer Tätigkeit mit, wie h*ch ihr Grundgeh�lt n�ch S�tz
1 bzw. die Aufw�ndsentschädigung n�ch S�tz 2 bis 4 ist. Eventuelle Änderungen sind
unverzüglich in gleicher Weise mitzuteilen.

(8) Die Kreisv*rstände beschließen eigenver�ntw*rtlich über die Verwendung v*n
S*nderbeiträgen der Amts- und M�nd�tsträger*innen ihres Ver�ntw*rtungsbereiches.

(9) Fr�kti*nsbeiträge v*n Abge*rdneten �ller Ebenen werden v*n den v*rstehenden
Regelungen nicht berührt.

(10) V*n Persönlichkeiten, die �uf V*rschl�g v*n „Die Linke“ ein M�nd�t *der Amt
erh�lten h�ben, werden S*nderbeiträge entsprechend den Regelungen in Abs�tz 2 bis 4
durch persönliche Vereinb�rung erh*ben.

2. Teil: Ergänzung bzw. neu Best�ndteil S*zi�lkl�usel.

(11) Mandatsträgerabgaben können um 1/3 gemindert werden, wenn
Mandatsträger*innen keine Steuern zahlen und die Rückerstattung nur zum Teil in
Anspruch nehmen können. (Hebesatzregelung) Dies gilt auch für steuerpflichtige
Bürgergeld- und Grundsicherungsbezieher*innen, da Steuerrückerstattungen im
Unterschied zu Aufwandsentschädigungen als Eink�mmen angesehen und im
Rückerstattungsm�nat als Eink�mmen angesehen und angerechnet werden.

(12) Mandatsträger die nicht steuerlich veranlagt sind (keine Steuerbeträge abführen müssen,
und s�mit keine Steuererstattungen erhalten können, Zahlen nur den ½ (halben) Betrag der
sich aus Abs. (5) ergebenden Mandatsträgerabgaben.


